
 
 

Zürich, 25. August 2026 – Stellungnahme des Komitees «Selbstbestimmung auch  

im Spital und im Heim» zur Medienkonferenz des Regierungsrats  

Die Gründe für die Ablehnung der Gesetzesänderung durch den Regierungsrat sind nicht 

stichhaltig.  

Bis heute sind nur die Heime, welche von einer Gemeinde beauftragt oder betrieben werden, dazu 

verpflichtet, assistierten Suizid in ihren Räumen zu dulden. Das betrifft 10'700 Heimbewohnerinnen 

und -bewohner. Die Duldungspflicht gilt aktuell noch nicht für die gut 7'100 Menschen, die in einem 

privat geführten Heim ihr letztes Zuhause gefunden haben. Dies will der Kantonsrat aus Gründen der 

Gleichbehandlung ändern.  

In diesem Punkt ist der Regierungsrat mit dem Kantonsrat einig. Dennoch lehnt er die Vorlage des 

Kantonsrats mit wenig überzeugenden Argumenten ab:  

Er behauptet, die Duldung von assistiertem Suizid im Spital in den wenigen Fällen pro Jahr 

widerspräche dem kurativen Auftrag der Spitäler und stehe in einem Spannungsfeld zur Palliative 

Care.  

Fakt ist: Die Lebensqualität verbessert sich, wenn eine schwerleidende Person Gewissheit hat, dass 

ihr ein menschenwürdiger begleiteter Ausweg offensteht, sollten die Schmerzen trotz guter 

Palliativpflege nicht mehr auszuhalten sein. Dass assistierter Suizid kein Gegensatz, sondern eine 

Ergänzung zur Palliative Care ist, beweisen wissenschaftliche Studien des Universitätsspitals 

Lausanne.  

Der Regierungsrat behauptet, dass die Auswirkungen eines assistierten Suizids im Spital auf den 

Spitalbetrieb zu gross und die anfallenden Kosten für die Zeit der Vorbereitungen nicht gedeckt seien.  

Fakt ist: Während der Zeit der Vorbereitungen wird der Patient oder die Patientin palliativ betreut. 

Die Palliativpflege im Spital wird von den Krankenkassen übernommen, anders als Palliative Care zu 

Hause oder im Hospiz. 

Fakt ist zudem, dass Menschen, für die ein Transport nach Hause noch möglich ist, in der Regel auch 

zu Hause sterben wollen. Die an der Medienkonferenz gezeigten Statistiken zu den assistierten 

Suiziden in Spitälern belegen vor allem eines: Es sind Ausnahmefälle, die höchst selten vorkommen. 

Dabei wird es bleiben, auch wenn der Gegenvorschlag des Kantonsrats angenommen wird.  

Es ist nicht einzusehen, weshalb der Regierungsrat die wenigen Ausnahmefälle von assistiertem 

Suizid in Spitälern verhindern und dafür die Ungleichbehandlung am Lebensende für mehr als 7'000 

Menschen in Kauf nehmen will, die in privat geführten Alters- und Pflegeheimen leben. Dies umso 

mehr, nachdem Regierungsrätin Nathalie Rickli an der Medienkonferenz selbst eingeräumt hat: 

«Assistierter Suizid im Spital soll nur dann erfolgen, wenn eine Rückkehr in das eigene Heim nicht 

mehr möglich ist.» Genau diesen Ausnahmefall aber regelt die Bestimmung im Gegenvorschlag.  

 

 



 
 

Wir halten an den drei zentralen Gründen für Selbstbestimmung im Spital und im Heim fest: 

1. Kein Transportzwang für schwerleidende Menschen 

Wer schwer krank ist, soll am Lebensende nicht noch zu belastenden Transporten gezwungen 

werden.  

2. Grundrechte enden nicht an der Spital- oder Heimtür 

Selbstbestimmung am Lebensende darf nicht davon abhängen, wo jemand wohnt, gepflegt oder 

medizinisch betreut wird. 

3. Niemand wird zur Mitwirkung gezwungen 

Pflegepersonal, Ärztinnen, Ärzte und Betreuungspersonen werden nicht verpflichtet, bei einem 

assistierten Suizid mitzuwirken. Es geht darum, dass Institutionen den Zugang nicht pauschal 

verwehren und Betroffene nicht zum Weggehen zwingen. 

 

Mehr Informationen: Selbstbestimmung jetzt auch im Spital und im Heim 

 

Die Komiteemitglieder: Kantonsrätin Jeannette Büsser, Alt-Kantonsrat Reto Cavegn, Alt-Kantonsrätin 

Julia Gerber Rüegg, Theaterunternehmer Viktor Giacobbo, Alt-Kantonsrat Hanspeter Göldi, 

AltStänderat Felix Gutzwiller, Publizist Karl Lüönd †, Alt-Kantonsrätin Arianne Moser, Alt-Nationalrätin 

Rosmarie Quadranti, Kantonsrätin Brigitte Röösli, Dr. med. Andreas Stahel 

https://selbstbestimmung-jetzt-auch-im-spital-und-im-heim.ch/

